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 Provisorische Rechtsöffnung 

 Glaubhaftmachung einer zur Verrechnung gebrachten Gegenforderung einer Darle-
hensschuld (Art. 82 SchKG); 

 

Erwägungen: 

I. 

 

1. A. bestätigte am 20. Januar 2015 mit seiner Unterschrift, dass er von B. ein zinsloses 
Privat-Darlehen in der Höhe von EUR 18'000.00, rückzahlbar bis 30. April 2015, erhal-
ten hat.  

 

2. Mit Schreiben vom 28. April 2017 forderte B. A. auf, den Betrag von EUR 18'000.00 bis 
am 15. Mai 2017 zurückzubezahlen. 

 
3. A. teilte B. mit Mail vom 2. Mai 2017 mit, dass er ihm das Darlehen inkl. Zinsen selbst-

verständlich zurückzahlen werde. Gleichzeitig fragte er betreffend des Vorgehens be-
züglich der Zahlungen der Honorierung betreffend Objekt 15002/X. für die Aufwendun-
gen für Planungsarbeiten von Fr. 39'191.00 inkl. MWST nach. 

 
4. Am 1. Juni 2017 sandte die C. AG, deren Geschäftsführer A. ist, an D. zuhanden Herr 

B. eine Rechnung für Architektur-Honorare über Fr. 39'191.85 für das Objekt 15002/X. 
(Bauherr: D.).  

 
5. Mit Schreiben vom 15. Juni 2017 sandte B. der C. AG deren Rechnungen vom 1. Juni 

2017 wieder zurück. Eine Adresse D. gebe es ebensowenig wie eine Firma oder eine 
sonstige juristische Person gleichen Namens, D. sei eine Internetplattform bzw. eine 
Homepage, wo die Objekte angeboten würden, die einen Zusammenhang mit diesem 
Begriff hätten. Die Rechnungen seien völlig unberechtigt. Ausgangslage für die soge-
nannten Entwürfe der Villen sei die Neugründung seiner Firma im Februar 2015 und 
eine Besprechung im Büro der C. AG mit A. gewesen, wo es um eine künftige Zusam-
menarbeit in dem Sinne gegangen sei, dass C. AG Entwürfe zur Verfügung stelle, die 
über seine Firma verkauft werden sollten. Im Sinne dieser Zusammenarbeitsvereinba-
rung und damit zum Zweck der Verkaufsförderung habe er auf eigene Rechnung die 
Visualisierung für zwei der Villen in Auftrag gegeben. Bauherr und Auftraggeber für den 
Bau einer solchen Villa und Vertragspartner des Architekten sollte sodann eine Dritt-
person – also ein Kunde – sein. Also weder B. noch seine Firma. Ein separates Hono-
rar für Entwürfe oder Skizzen sei niemals vereinbart worden, sonst hätten beide Par-
teien wohl eine entsprechende Auftragsvereinbarung schriftlich abgeschlossen. Dies 
sei ebenfalls nie Gegenstand von Erörterungen gewesen. 

 
6. Die C. AG trat am 28. Juni 2017 A. die Forderung aus der Honorar-Rechnung vom 

1. Juni 2017 an D., deren Schuldner der Bauherr und Besteller B. sei, einen Teilbetrag 
in Höhe von insgesamt Fr. 25'000.00 ab. 

 

7. A. teilte B. mit Einschreiben vom 28. Juni 2017 mit, dass ihm gemäss Erklärung vom 
28. Juni 2017 die C. AG eine Forderung gegen B. in der Höhe von Fr. 25'000.00 abge-
treten habe, welche dieser aus Teilen einer Honorarforderung betreffend einen Pla-
nungsvertrag, den B. mit der C. AG als Besteller und Bauherr abgeschlossen habe, 
zustehe. Gleichzeitig mache er in Anwendung von Art. 120 OR die Verrechnung dieser 
an ihn abgetretenen Forderung über Fr. 25'000.00 mit seiner persönlichen Darlehens-
schuld in Höhe von EUR 18'000.00 (zuzügl. Zinsen) geltend. Unter Berücksichtigung 
des Wechselkurses gelte das Darlehen als verzinst zurückbezahlt. 
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8. B. reichte beim Betreibungsamt Appenzell gegen A. ein Betreibungsbegehren ein. 

Gegen den Zahlungsbefehl des Betreibungsamts Appenzell in der Betreibung Nr. Y. 
vom 2. Februar 2018 für das Privat-Darlehen vom 20. Januar 2015 über den Betrag 
von Fr. 20'819.70 nebst Zins zu 5% seit 16. Mai 2017 erhob A. am 5. Februar 2018 
Rechtsvorschlag. 

 
9. 
9.1. Am 1. Juni 2018 reichte der Rechtsvertreter von B. beim Bezirksgerichtspräsidium 

Appenzell I.Rh. in der Betreibung Nr. Y. des Betreibungsamtes Appenzell gegen A. das 
Begehren um provisorische Rechtsöffnung für den Betrag von Fr. 20'819.70 nebst Zins 
zu 5% seit 16. Mai 2017 ein.  

 
(…) 
 
9.4. Der Präsident des Bezirksgerichts Appenzell I.Rh. erliess am 16. August 2018 folgen-

den Entscheid E 85-2018: 
 
 «1. Der Rechtsvorschlag in der Betreibung Nr. Y. des Betreibungsamtes Appen-

zell wird im Umfang von Fr. 20'819.70 nebst Zins zu 5 % seit 16.05.2017 aufgehoben, 
und es wird in diesem Umfang provisorische Rechtsöffnung erteilt. 

(…)» 

 

Zusammenfassend wurde erwogen, es würden sich keine rechtsgenüglichen Hinweise 

auf eine Zusammenarbeit mit B. ergeben, auch keine Hinweise auf eine Auftragsertei-

lung durch B. persönlich. Der Bestand einer Forderung der C. AG gegenüber B. per-

sönlich habe entsprechend nicht glaubhaft gemacht werden können. Damit fehle es an 

einer gegenseitigen Forderung zwischen B. und A., ungeachtet einer allfälligen Forde-

rungsabtretung der C. AG an diesen. Entsprechend sei die Verrechnungseinrede un-

behelflich und vermöge die Darlehensforderung des Gläubigers nicht zu entkräften 

(E. 4.5.).  

 

10. Gegen den Entscheid E 85-2018 des Präsidenten des Bezirksgerichts Appen-

zell I.Rh. vom 16. August 2018 erhob der Rechtsvertreter von A. (folgend: Beschwer-

deführer) am 5. Oktober 2018 Beschwerde und beantragte, der Entscheid des Präsi-

denten des Bezirksgerichts Appenzell I.Rh. vom 16. August 2018 sei vollumfänglich 

aufzuheben. 

 
(…) 

 

III. 

 

(…) 

 

2. 

2.1. Beruht die Forderung auf einer durch öffentliche Urkunde festgestellten oder durch 

Unterschrift bekräftigten Schuldanerkennung, so kann der Gläubiger die provisorische 

Rechtsöffnung verlangen. Der Richter spricht dieselbe aus, sofern der Betriebene nicht 

Einwendungen, welche die Schuldanerkennung entkräften, sofort glaubhaft macht 

(Art. 82 SchKG).  
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2.2. Der Gläubiger muss nur die Schuldanerkennung einreichen, er hat keine weiteren 

rechtserzeugenden Tatsachen zu beweisen. Dem Schuldner obliegt es nun, glaubhaft 

zu machen, dass rechtsvernichtende Tatsachen eingetreten sind. Im provisorischen 

Rechtsöffnungsverfahren muss der Schuldner bei geltend gemachter Tilgung durch 

Verrechnung Bestand, Höhe und Fälligkeit der Gegenforderung mit liquiden Beweismit-

teln glaubhaft machen. Glaubhaft machen bedeutet weniger als beweisen, aber mehr 

als behaupten. Der Richter muss überwiegend geneigt sein, an der Wahrheit der vom 

Betriebenen geltend gemachten Umstände zu glauben. Die Wahrscheinlichkeit muss 

demnach lediglich in dem Sinn überwiegen, als mehr für die Verwirklichung der be-

haupteten, die Rechtsöffnung hindernden Tatsachen sprechen muss, als dagegen. Es 

muss somit nur die Wahrscheinlichkeit bewiesen werden (vgl. Staehelin, in: Staehe-

lin/Bauer/Staehelin [Hrsg.], Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs I, 

2. Auflage, 2010, Art. 82 N 83; Urteil des Bundesgerichts 5A_142/2017 vom 18. August 

2017 E. 4.1).   

 

 Je eindeutiger und unbedingter das Schuldbekenntnis ist, desto höhere Anforderungen 

sind an das Glaubhaftmachen der Einwendungen zu stellen. Gelingt es dem Schuldner 

nicht, den Richter von der Glaubhaftigkeit (überwiegenden Wahrscheinlichkeit) seiner 

Behauptungen zu überzeugen, so wird die Rechtsöffnung erteilt. Dem Schuldner bleibt 

dann zu seiner Verteidigung nur noch die Aberkennungsklage im ordentlichen Zivilpro-

zess übrig (vgl. Amonn/Walther, Grundriss des Schuldbetreibungs- und Konkursrechts, 

9. Auflage, 2013, §19 N 85 f.; Staehelin, a.a.O., Art. 82 N 87 ff.).  

 

Bei der Beurteilung, ob ein Sachverhalt als glaubhaft erscheint, verfügt der Richter 

über ein gewisses Ermessen (vgl. Staehelin, a.a.O., Art. 82 N 89). 

 

3. Strittig ist vorliegend, ob der Beschwerdeführer seine zur Verrechnung gebrachte 

Gegenforderung von Fr. 25'000.00 vor Vorinstanz hinreichend plausibilisieren konnte, 

er demnach Einwendungen, welche die Schuldanerkennung entkräften, sofort glaub-

haft gemacht hat. A. bestätigte am 20. Januar 2015 mit seiner Unterschrift, dass er von 

B. ein zinsloses Privat-Darlehen in der Höhe von EUR 18'000.00, rückzahlbar bis 

30. April 2015, erhalten hat. Indem der Beschwerdeführer schriftlich den Erhalt des Pri-

vatdarlehens bestätigte und später B. (folgend: Beschwerdegegner) mit Mail vom 2. 

Mai 2017 mitteilte, er werde ihm das Darlehen sogar inkl. Zinsen selbstverständlich zu-

rückzahlen, hat er sich eindeutig und unbedingt zu dieser Schuld bekannt. Entspre-

chend sind an das Glaubhaftmachen seiner Einwendungen erhöhte Anforderung zu 

stellen. Ob dies erfüllt ist, bleibt im Folgenden zu prüfen. 

 

4. 

4.1. Der Beschwerdeführer rügt, die Vorinstanz gehe von einem aktenwidrigen Sachverhalt 

aus. Es sei entsprechend nicht nachvollziehbar und schlichtweg falsch, wenn diese 

statuiere, dass aus den Besprechungsprotokollen vom 8. und 21. Mai 2015 ersichtlich 

sei, dass eine Zusammenarbeit der C. AG mit der E. GmbH, nicht aber eine solche mit 

deren Geschäftsführer B. persönlich, stattgefunden habe. Vielmehr würden die Proto-

kolle das Gegenteil beweisen, nämlich dass die C. AG mit B. als Privatperson eine Zu-

sammenarbeit aufgenommen hätte. So seien beim ersten Protokoll vom 8. Mai 2015 

auf der ersten Seite die Teilnehmenden aufgelistet. Hinter dem Namen der Teilneh-

menden sei vermerkt, welche juristische Person sie in ihrer jeweiligen Funktion vertre-

ten würden. Frau G., Herr A. und Herr H. seien für die C. AG anwesend gewesen. Hin-
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ter dem Namen von Herrn B. sei die Bezeichnung «D. » vermerkt. Zusätzlich werde er 

als «Bauherrschaft und Besteller» bezeichnet. Das Protokoll sei B. zugestellt und von 

ihm bis heute nicht als fehlerhaft bezeichnet oder korrigiert worden. Das zweite Proto-

koll vom 21. Mai 2015 sei als E-Mail verschickt worden, unter anderem auch an B.. 

Wiederum seien die Anwesenden aufgelistet worden, wobei bei Frau G., Herrn A. und 

Herrn H. (C. AG), bei Herrn B. aber wiederum keine Firmenbezeichnung, sondern aus-

schliesslich «Bauherrschaft - Besteller» vermerkt sei. Die Gesellschaft E. GmbH werde 

in beiden Protokollen mit keinem Wort erwähnt. 

 

4.2. Die Vorinstanz hat erwogen, dass aus den beiden Dokumenten kein Hinweis einer 

Auftragserteilung durch den Gesuchsteller (noch durch die E. GmbH) ersichtlich sei. Es 

seien weiter keine Anhaltspunkte bezüglich Bestand oder Höhe einer Forderung der 

C. AG gegenüber dem Gesuchsteller (oder der E. GmbH) erkennbar. Aus den Proto-

kollen werde lediglich ersichtlich, dass eine Zusammenarbeit der C. AG mit der 

E. GmbH stattgefunden habe, nicht aber, dass ein entgeltlicher Auftrag erteilt worden 

sei.  

 

Diese Sachverhaltsfeststellung der Vorinstanz sind jedenfalls nicht qualifiziert falsch, 

zumal bereits das Protokoll vom 8. Mai 2015 nicht nur an B. als Privatperson, sondern 

an «D., B.» zugestellt worden ist und entgegen der Behauptung des Beschwerdefüh-

rers nicht als «Bauherrschaft und Besteller», sondern lediglich als «Bauherrschaft» be-

zeichnet worden ist. Da die E. GmbH mit B. als Gesellschafter und Geschäftsführer 

erst am 13. Februar 2015 im Handelsregister eingetragen wurde, ist nachvollziehbar, 

dass deren Kontaktdaten anfangs Mai noch nicht geläufig waren. Von Seiten C. AG 

wurde der Besprechungsinhalt vom 21. Mai 2015 dann bereits an B. an dessen 

Mailadresse des Geschäfts E. GmbH versandt. Aus beiden Protokollen können jeden-

falls keine Hinweise auf einen Auftrag des Beschwerdegegners an die C. AG entnom-

men werden. 

 

5. 

5.1. Der Beschwerdeführer erachtet die Annahme der Vorinstanz, B. habe durch Benützung 

der geschäftlichen Mailadresse ausschliesslich im Namen der E. GmbH gehandelt, als 

schlichtweg falsch und willkürlich. Mit Mail vom 1. Oktober 2015 habe B. die Entgelt-

lichkeit der Planungsaufträge bestätigt. Dieses Mail habe B. von seiner geschäftlichen 

Adresse der E. GmbH verschickt. Die Vorinstanz schliesse daraus, dass keinerlei per-

sönliche Zusammenarbeit mit B. stattgefunden habe, sondern ausschliesslich mit der 

E. GmbH. Auch diese Annahme sei lebensfremd. B. sei einziger Gesellschafter und 

Geschäftsführer der E. GmbH. Es stehe ihm mithin völlig frei, seine geschäftliche 

Mailadresse sowohl für geschäftliche wie auch für private Zwecke zu verwenden. Es 

dürfte sogar geradezu üblich sein, dass eine Person in der Position von B. gerne eine 

einzige Mailadresse für sämtliche Korrespondenz verwende, um damit einen leichteren 

Überblick über eine Vielzahl von Aktivitäten und Aufgaben behalten zu können. Viel-

mehr dürfte es zutreffend sein, dass die Benützung der Mailadresse überhaupt keinen 

Hinweis darüber geben könne, ob B. nun als natürliche Person oder als Geschäftsfüh-

rer der E. GmbH gehandelt habe.  

 

5.2. Dass die Vorinstanz im Gebrauch der Geschäftsadresse in Bezug auf die Bauprojekte 

ein Indiz sah, dass keinerlei persönliche Zusammenarbeit mit B., sondern ausschliess-

lich mit der E. GmbH stattgefunden habe, ist aufgrund der Tatsache, dass der Be-
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schwerdeführer sicher ab 16. Januar 2015 die private Mailadresse des Beschwerde-

gegners kannte, im Zusammenhang mit den Bauprojekten jedoch jeweils die 

Mailadresse seines Geschäfts G. GmbH benutzte, jedenfalls keine willkürliche Sach-

verhaltsfeststellung. 

 

Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers hat der Beschwerdegegner mit Mail 

vom 1. Oktober 2015 nicht die Entgeltlichkeit der Planungsaufträge bestätigt, sondern, 

wie die Vorinstanz richtig festgehalten hat, lediglich festgehalten, dass «Honoraran-

sprüche von C. AG» angefallen seien. Dass diese Honoraransprüche gegen den Be-

schwerdegegner angefallen sein sollten, kann diesem Mail nicht entnommen werden. 

 
6. 

6.1. Der Beschwerdeführer macht weiter geltend, am 15. Juni 2017 habe B. die C. AG 

informiert, er habe die Visualisierung für zwei Villen auf eigene Rechnung in Auftrag 

gegeben. Aus diesem Schreiben gehe zweifellos hervor, dass B. für dieses Projekt als 

Privatperson und gerade nicht für die E. GmbH tätig sei. Das Schreiben müsse als wei-

teres Indiz dafür gewertet werden, dass B. das Projekt mit der C. AG als Privatperson 

verfolgt habe und die E. GmbH nicht involviert gewesen sei. Diesem Aspekt zahle die 

Vorinstanz pflichtwidrig kein Interesse. 

 

6.2. Dem hält der Beschwerdegegner entgegen, er hätte die Visualisierung erwähnt, um 

seinen Standpunkt zu untermauern, nämlich dass die E. GmbH zur Förderung der Ko-

operation sogar Aufträge an Dritte auf Rechnung der E. GmbH erteilt hätte, dies im 

Gegensatz zum Verhältnis gegenüber der C. AG, welcher weder der Beschwerdegeg-

ner noch seine Gesellschaft einen Auftrag erteilt habe. 

 

6.3. Die Vorinstanz gibt den Inhalt des Schreibens vom 15. Juni 2017 des Beschwerdegeg-

ners, er habe «die Visualisierung für 2 Villen auf eigene Rechnung in Auftrag gege-

ben», korrekt wieder und folgert, dass sich daraus das Vorhandensein eines entgeltli-

chen Auftrages wiederum nicht ableiten lasse. 

 

Inwiefern aus diesem Schreiben hervorgehen soll, dass B. für dieses Projekt als Pri-

vatperson und gerade nicht für die E. GmbH tätig sei, ist nicht erkennbar. Für die Visu-

alisierungen zweier Haustypen B und D stellte nämlich die I. der E. GmbH – und nicht 

dem Beschwerdegegner - am 8. und 9. Juni 2015 zwei Rechnungen. Dem Schreiben 

vom 15. Juni 2017 von B. an die C. AG kann weiter entnommen werden, dass Aus-

gangslage für die sogenannten Entwürfe der Villen die Neugründung seiner Firma im 

Februar 2015 und eine Besprechung im Büro C. AG mit Herrn A. gewesen sei, wo es 

um eine künftige Zusammenarbeit in dem Sinne gegangen sei, dass C. AG Entwürfe 

zur Verfügung stelle, die über seine Firma verkauft werden sollten. Im Sinne dieser Zu-

sammenarbeitsvereinbarung und damit zum Zweck der Verkaufsförderung habe er auf 

eigene Rechnung die Visualisierung für zwei der Villen in Auftrag gegeben. Dies kann 

auch dem Mail der C. AG vom 21. Mai 2015 mit dem Betreff «15002/X. + 15003/D.» zu 

«15003/D., Entwurf CASA B und D» entnommen werden: «e. Die Visualisierungen-

Aussenbereich erfolgen durch Herrn I. im Direktauftrag von Herr B.». Auf das Schrei-

ben vom 15. Juni 2017 des Beschwerdegegners musste die Vorinstanz somit nicht 

weiter eingehen. 

 

7. 
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7.1. Der Beschwerdeführer führt weiter an, die C. AG habe zwei Rechnungen an B. persön-

lich verschickt. Dabei habe sie in den Rechnungsadressen die bereits erwähnte Pro-

jektbezeichnung «D.» ebenfalls aufgenommen. Damit sollte dem Empfänger eine ver-

einfachte Zuordnung der Rechnungen ermöglicht werden, mehr jedoch nicht. Keines-

falls könne aus dieser Bezeichnung abgeleitet werden, als Rechnungsempfänger sei 

eine juristische Person, respektive gar die E. GmbH angesprochen worden. Dass es 

sich bei «D.» nicht um die Bezeichnung einer juristischen Person handle, bestätige B. 

überdies gleich selbst in seinem Schreiben vom 15. Juni 2017. Obwohl er sich darin 

weigere, die Rechnung zu begleichen, nenne er keine tauglichen Gründe, wonach die 

Forderungen ernstlich als nicht geschuldet betrachtet werden müssten. B. mache ins-

besondere auch mit keinem Wort geltend, dass nicht er, sondern richtigerweise die E. 

GmbH die Vertragspartnerin der C. gewesen wäre. 

 

7.2. Die Vorinstanz führte richtig aus, dass eine Rechnung einer bestrittenen Forderung 

allein noch kein Hinweis für den Bestand einer Forderung sei. Hinzu kommt, dass ent-

gegen der Auffassung des Beschwerdeführers es nicht am Beschwerdegegner, son-

dern am Beschwerdeführer liegt, taugliche Gründe zu nennen, weshalb die Forderung 

ernstlich als geschuldet betrachtet werden müsste.  

 

Im Übrigen nimmt der Beschwerdeführer zur Erwägung der Vorinstanz, auch die C. AG 

sei davon ausgegangen, dass ihre Aufwendungen im Rahmen eines Verkaufs über 

den Verkaufspreis abgerechnet würden, zu Recht keine Rüge vor. So entnahm die Vo-

rinstanz diesen Sachverhalt dem Mailverkehr vom 13. Dezember 2016, wonach der 

Beschwerdeführer dem Beschwerdegegner auf dessen Frage, ob die Kostenzusam-

menstellung gleichzeitig eine Rechnung sei, antwortete: «nein, du wolltest das wir die 

kosten zusammenstelle, (…) wichtig ist, das wir als C. AG in zukunft nicht mehr in die 

vorleistung gehen können/werden,…». B. erwiderte daraufhin, selbstverständlich wür-

den Kosten, die im Zusammenhang mit diesen Entwürfen entstanden seien, bei Ver-

wirklichung eines der angedachten Objekte mit eingerechnet – wenn auch nicht in der 

Höhe.  

 

8. 

8.1. Der Beschwerdeführer macht weiter geltend, wenn nach den Annahmen der Vo-

rinstanz davon auszugehen wäre, dass die E. GmbH einen Auftrag mit der C. AG ab-

geschlossen hätte, so wäre es naheliegend und dürfte erwartet werden, dass B. in sei-

nem Schreiben vom 15. Juni 2017 auch auf diesen Umstand hingewiesen hätte. Indem 

er stattdessen nur die Projektbezeichnung «D.» bemängelt habe, sich aber nicht gegen 

die restliche Adressierung der Rechnungen gewehrt habe, bestätige er abermals, dass 

auch er selbst davon ausgegangen sei, als Privatperson Vertragspartner der C. AG 

gewesen zu sein. Folglich müssten die Rechnungen der C. AG zusammen mit der Re-

aktion von B. als weiteres gewichtiges Indiz dafür gewertet werden, dass die Honorar-

forderungen der C. AG gegenüber B. als Privatperson und nicht gegenüber der E. 

GmbH bestünden. 

 

8.2. Der Beschwerdeführer verkennt dabei, dass der Beschwerdegegner bestreitet, dass 

überhaupt ein Auftrag an die C. erteilt worden sei. Das Argument des Beschwerdegeg-

ners, er schliesse während seiner langjährigen Berufserfahrung seit jeher im Falle ei-

ner Auftragserteilung immer einen schriftlichen Vertrag ab (und dann ohnehin nicht auf 

Stundenbasis), erscheint nachvollziehbar. So ging auch die Vorinstanz entgegen der 
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Behauptung des Beschwerdeführers auch nicht von einer Auftragserteilung der E. 

GmbH aus. Von einer offensichtlich unrichtigen Feststellung des Sachverhalts durch 

die Vorinstanz kann deshalb auch hier nicht gesprochen werden. 

 

9. 

9.1. Der Beschwerdeführer behauptet, die Höhe und die Fälligkeit der Forderung seien 

bereits vor der Vorinstanz nie ernsthaft bestritten worden und seien damit ebenfalls 

mindestens glaubhaft gemacht. Damit sei die Verrechnungseinrede zu beachten und 

vermöge die Darlehensforderung des Beschwerdegegners rechtsgenüglich zu entkräf-

ten. Der gegenteilige Entscheid der Vorinstanz sei mithin falsch und folglich aufzuhe-

ben.  

 

9.2. Dem ist entgegenzuhalten, dass der Beschwerdegegner die Forderung seit Erhalt der 

Rechnung vollumfänglich bestritten hat, so z.B. mit Schreiben vom 15. Juni 2017, vom 

1. Juli 2017 und mit Schreiben vom 23. Januar 2018. Auch hier liegt deshalb keine of-

fensichtlich unrichtige Sachverhaltsfeststellung vor. 

 

10. 

10.1. Der Beschwerdeführer ist weiter der Ansicht, die Vorinstanz vermöge nicht aufzuzei-

gen, inwiefern die Einrede der Verrechnung als ausgeschlossen erachtet werde. Viel-

mehr müsse ein Gesuch um Rechtsöffnung dann abgelehnt werden, wenn aufgrund 

objektiver Anhaltspunkte eine gewisse Wahrscheinlichkeit für das Vorhandensein einer 

Tatsache (i.c. der Einwendung der Verrechnung) spreche, selbst wenn das Gericht 

noch mit der Möglichkeit rechne, dass sie sich nicht verwirklicht haben könnte. Blosse 

Indizien oder Hinweise dürften nie dazu gereichen, um den Ausschluss der Wahr-

scheinlichkeit einer Tatsache anzunehmen. Genau dies tue die Vorinstanz in ihrem 

Entscheid allerdings, wenn sie festhalte, dass sich keine rechtsgenüglichen Hinweise 

auf eine Zusammenarbeit zwischen B. und der C. AG ergäben und auch keine solchen 

auf eine Auftragserteilung durch B. gegeben seien und der Bestand der Forderung der 

C. AG gegenüber B. nicht habe glaubhaft gemacht werden können. In diesem Sinne 

verstosse die Vorinstanz klar gegen bestehende Verfahrensgrundsätze. 

 

10.2. Die Vorinstanz erachtete entgegen der Behauptung des Beschwerdeführers den Be-

stand der Forderung der C. AG gegenüber B. nicht als komplett ausgeschlossen, son-

dern lediglich als nicht glaubhaft gemacht.  

 

Aufgrund aller aufgezeigter Sachverhaltselemente hat die Vorinstanz ihr Ermessen bei 

der Beurteilung, ob der Bestand der vom Beschwerdeführer zur Verrechnung erklärten 

Forderung glaubhaft erscheint, nicht missbraucht. Den im vorinstanzlichen Verfahren 

vorliegenden Unterlagen sind nämlich diverse Hinweise zu entnehmen, dass der Be-

schwerdeführer bzw. die C. AG und die E. GmbH gemeinsam ein Projekt zur Realisie-

rung und Verkauf von Liegenschaften verfolgten, insbesondere den folgenden Akten: 

So teilte der Beschwerdeführer der E. GmbH mit Mail vom 20. Juli 2015 mit, eine zu 

gründende AG hätte erst dann zu erfolgen, wenn die GmbH das erste Projekt positiv 

abgerechnet habe, dann könne nämlich der Gewinn als Eigenkapital für die AG einge-

setzt werden. Mit Mail vom 29. September 2015 gab A., C. AG, B. an dessen Ge-

schäfts-Mailadresse an, er sei aufgrund seiner privaten Schuld ihm gegenüber in die 

bisherigen umfangreichen Vorleistungen von über Fr. 33'000.00 mit der C. AG gegan-

gen. Für nachfolgende Projekte solle ein Architekturvertrag vorliegen, aus welchem er-
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sichtlich sei, welche Honorare bis wann für die C. AG zu erwarten seien. Ein gutes Jahr 

später, nämlich mit Mail vom 13. Dezember 2016, verneinte der Beschwerdeführer die 

Frage des Beschwerdegegners, ob die Kostenzusammenstellung gleichzeitig eine 

Rechnung sei, mit der Begründung, der Beschwerdegegner habe die Kostenzusam-

menstellung gewollt, die C. AG könne in Zukunft nicht mehr in die Vorleistung gehen. 

 

Die Vorinstanz durfte somit willkürfrei annehmen, dass die Arbeiten der C. AG nicht zu-

folge eines Auftrags, sondern als Beitrag des gemeinsamen Projekts geleistet worden 

sind und somit der Nichtbestand der geltend gemachten Verrechnungsforderung wahr-

scheinlicher ist als deren Bestand.  

 

11. 

11.1. Der Beschwerdeführer ist im Übrigen der Auffassung, der Bestand dieser Forderung 

sei von ihm durch das Einreichen der entsprechenden Abtretungs- und Verrechnungs-

erklärung aktenkundig nachgewiesen worden. Insofern müsse die Vorinstanz ohne 

Weiteres von der Glaubhaftigkeit bzw. mindestens von der Glaubhaftmachung der Ver-

rechnung ausgehen. Wenn die Vorinstanz nun auch noch den Bestand der abgetrete-

nen Forderung, mithin also einen der Abtretung und der Verrechnung vorangehenden 

Sachverhalt überprüfen wolle, auf welchen A. keinen Einfluss habe, so überschreite sie 

hierbei die ihr zur Verfügung stehende Prüfungskognition in krasser Weise. Es werde 

also von der Vorinstanz ein Sachverhalt überprüft, welcher dem Rechtsöffnungsverfah-

ren fremd sei und vielmehr in einem ordentlichen Verfahren geprüft werden müsste. Im 

summarischen und auf den Urkundenbeweis beschränkten Rechtsöffnungsverfahren 

bestehe hierfür allerdings kein Raum. 

 

11.2.  Diese Argumentation des Beschwerdeführers ist unbehelflich. Dem Einwand des Be-

schwerdegegners, das Gericht habe zu prüfen, ob die in Verrechnung gebrachte For-

derung auch bestehe, ansonsten sich jeder Schuldner eine nichtbestehende Forderung 

abtreten lassen und diese zur Verrechnung bringen könnte, sodass ein Gläubiger seine 

Forderung nie vollstrecken könnte, ist beizupflichten. Denn die Verrechnung setzt auf 

jeder Seite eine Forderung voraus (vgl. Peter, in: Honsell/Vogt/Wiegand [Hrsg.], Obli-

gationenrecht I, 6. Auflage, 2015, Art. 120 N 2), die zur Verrechnung gebrachte Forde-

rung ist jedoch gerade umstritten.  

 

12. 

12.1. Schliesslich verweist der Beschwerdeführer für die Handhabung von Verrechnungsein-

reden auf die analog anwendbare Basler Rechtsöffnungspraxis, wonach nicht einmal 

Urkunden notwendig seien, sondern die reine Behauptung genügend sei, um die 

Rechtsöffnung zu verhindern. Gemäss Basler Rechtsöffnungspraxis werde die Rechts-

öffnung bei zweiseitigen Verträgen, wozu auch der Darlehensvertrag gehöre, bereits 

durch den blossen Einwand des Schuldners der nicht oder nicht richtig erfolgten Ver-

tragserfüllung des Gläubigers verhindert. Diese Praxis bedeute nichts anderes, als 

dass im Rechtsöffnungsverfahren lediglich formelle Vollstreckungsfragen zu klären 

seien, mithin nur geprüft werden könne und müsse, ob zumindest glaubhaft vorge-

brachte Einwendungen gegen die zu vollstreckende Forderung bestünden. Gegen die-

se Prozessgrundsätze habe die Vorinstanz verstossen, weshalb der Entscheid aufzu-

heben sie.  

 

12.2. Diese Ausführungen des Beschwerdeführers sind nicht zielführend. Nach der Basler 
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Rechtsöffnungspraxis wird bei vollkommen zweiseitigen Verträge die provisorische 

Rechtsöffnung dann nicht erteilt, wenn der Schuldner behauptet, die Gegenleistung sei 

nicht oder nicht ordnungsgemäss erbracht worden (vgl. Staehelin, a.a.O., Art. 82 

N 119).  

 

Das vorliegend zwischen den Parteien vereinbarte unverzinsliche Darlehen ist jedoch 

lediglich ein unvollkommen zweiseitiger Vertrag, d.h. die Leistungen der Parteien ste-

hen nicht im Austauschverhältnis. B. hat seine Leistung des Darlehensvertrags, näm-

lich die Auszahlung von EUR 18'000.00 an A. unbestrittenermassen erfüllt. Eine weite-

re Leistungspflicht auf Seiten von B. aus dem Darlehensvertrag besteht nicht. Dass die 

Rückzahlung des Darlehensbetrags fällig ist, wurde von A. ebenfalls nicht bestritten.  

 

13. Im Ergebnis ist es dem Beschwerdeführer vor Vorinstanz nicht gelungen, sofort glaub-

haft zu machen, dass er über eine Verrechnungsforderung verfügt. Die Vorinstanz er-

teilte dem Beschwerdegegner die provisorische Rechtsöffnung in beantragten Umfang 

zu Recht. Die Beschwerde ist somit unbegründet und daher abzuweisen. 

 

 

Kantonsgericht Appenzell I.Rh., Präsidentin als Einzel-
richterin, Entscheid KE 25-2018 vom 20. November 
2018  

 

 


